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Seit dem 1. Januar 2002 haben 
alle Arbeitnehmer, die Pflichtbeiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung 
zahlen, einen (gesetzlichen) Anspruch 
auf Entgeltumwandlung zur Finanzie-
rung einer betrieblichen Altersversor-
gung.1 Seitdem ist das Angebot einer 
„Betriebsrente“ keine freiwillige Sozial-
leistung des Arbeitgebers mehr, son-
dern kann vom Beschäftigten verlangt 
werden, sofern er bereit ist, durch 
eigene finanzielle Leistungen in Form 
der Entgeltumwandlung auch maßge-
bend zur Finanzierung dieser „betrieb-
lichen Sozialleistung“ beizutragen.
Bis zum Ende des Jahres 2008 
sind die „umgewandelten“ Entgelte für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer steuer- 
und sozialabgabenfrei, um günstige 
Rahmenbedingungen für die Ent-
geltumwandlung zu schaffen und auf 
diesem Wege auch der jahrelangen 
Stagnation der betrieblichen Alters-
versorgung entgegenzuwirken.2 Diese 
Rechnung ging auf, denn seit 2002 
hat die betriebliche Altersversorgung 
vor allem durch die Entgeltumwand-
lung eine regelrechte Renaissance 
erfahren.3 
Um diesen Trend weiter zu be-
fördern, wird vor allem von Arbeit-
gebervertretungen die Beibehaltung 
der Sozialabgabenfreiheit der Ent-
geltumwandlung gefordert.4 Dagegen 
spricht, dass den Sozialversiche-
rungsträgern dadurch Einnahmen in 
entsprechender Höhe verloren gehen, 
1 Gesetzliche Grundlage ist § 1 a Abs. 1 
BetrAVG. Danach kann der Arbeitnehmer 
„[…] vom Arbeitgeber verlangen, dass von 
seinen künftigen Entgeltansprüchen bis zu 
4 vom Hundert der jeweiligen Beitragsbe-
messungsgrenze in der allgemeinen Ren-
tenversicherung durch Entgeltumwandlung 
für seine betriebliche Altersversorgung 
verwendet werden.“ Eingeführt wurde 
der Anspruch auf Entgeltumwandlung im 
Rahmen des Altersvermögensgesetzes 
(AVmG) v. 26.6.2001 (BGBl. I, S. 1309).
2 Siehe dazu auch die Begründung 
des Gesetzentwurfs des AVmG, BTDrs. 
14/4595 v. 14.11.2000. Allgemeiner Teil.
3 Der Anteil der Betriebe in der Privat-
wirtschaft mit einer betrieblichen Altersver-
sorgung ist nach Infratest von 31 Prozent 
Ende des Jahres 2001 auf 41 Prozent 
Mitte 2004 angestiegen. Siehe Infratest 
Sozialforschung (2005: 32).
4  Siehe dazu beispielsweise „Hundt: 
Reformen fortsetzen und intensivieren“, 
KND (Kurz-Nachrichten-Dienst der BDA) 
Nr. 07/04 v. 2.3.2004 oder auch BDA 
(2005) sowie ZDH (2006). Für eine Beibe-
haltung der beitragsfreien Entgeltumwand-
lung sprechen sich naturgemäß auch die 
ABA und die Versicherungsunternehmen 
aus.
wodurch nicht nur der Druck auf die 
Höhe der Sozialversicherungsbeiträge 
steigt, sondern in vorleistungsabhän-
gigen Systemen (gesetzliche Renten-
versicherung, Arbeitslosenversiche-
rung) auch die Ansprüche geringer 
ausfallen. Eine endgültige Entschei-
dung über Beibehaltung oder Ab-
schaffung der Sozialabgabenfreiheit 
will der Gesetzgeber erst Ende des 
Jahres 2007 treffen, so dass über die 
weitere (quantitative) Entwicklung der 
Entgeltumwandlung derzeit nur spe-
kuliert werden kann.5 Unabhängig von 
der hier letztlich getroffenen Entschei-
dung sei an dieser Stelle aber auf 
einen Effekt der Entgeltumwandlung 
hingewiesen, der in der Diskussion 
bislang keine Rolle spielte, hinsichtlich 
seiner politischen Brisanz jedoch nicht 
unterschätzt werden sollte.6
So beklagen in etwa die gleichen 
Interessengruppen, die für eine Bei-
behaltung der steuer- und vor allem 
sozialabgabefreien Entgeltumwand-
lung eintreten, auf der anderen Seite 
die Höhe der Lohnnebenkosten in 
Deutschland und befürworten auch 
aus diesem Grund eine weitere 
„Modernisierung“ der sozialen Siche-
rungssysteme, um die Beiträge zur 
Sozialversicherung zumindest stabil 
zu halten. Die 40-Prozent-Marke als 
Gesamtsozialversicherungsbeitrag 
galt hier schon in den 90er Jahren 
als „magische“ Zielgröße, die nicht 
überschritten werden sollte, was u.a. 
zu den einschneidenden Reformen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
führte, deren individuelle finanzielle 
Folgen u. a. durch vermehrte betrieb-
liche Altersversorgung im Wege der 
Entgeltumwandlung abgemildert wer-
den sollen. 
Was hat die (überwiegend) ar-
beitnehmerfinanzierte betriebliche 
Altersversorgung im Rahmen der 
Entgeltumwandlung nun aber mit der 
5 Da das Recht auf Entgeltumwandlung 
dem so genannten Tarifvorrang unterliegt, 
können Beschäftigte, für die ein allgemein 
verbindlicher Tarifvertrag gilt, ihren Tarif-
lohn nur umwandeln, wenn der Tarifvertrag 
das ausdrücklich vorsieht. Der zuneh-
mende Abschluss solcher Tarifverträge 
– wie beispielsweise kürzlich der neue 
TVöD Länder– dürften hier in nächster Zeit 
noch für einigen Auftrieb sorgen.
6 Auch die derzeitige Regierung bekennt 
sich zu diesem Ziel und will sicherstellen, 
dass „[…] die Lohnzusatzkosten (Sozial-
versicherungsbeiträge) dauerhaft unter 
40 % gesenkt werden.“. Siehe Koalitions-
vertrag (2005), Punkt 2.1: Senkung von 
Lohnzusatzkosten.
Höhe der Lohnnebenkosten zu tun? 
Vordergründig betrachtet wohl nur, 
dass die Lohnnebenkosten des Arbeit-
gebers durch die Sozialabgabenfrei-
heit der umgewandelten Entgelte in 
der Summe sinken. Hierzu ein kleines 
Rechenbeispiel, wie es sich beispiels-
weise auch bei Anbietern der entspre-
chenden Vorsorgeprodukte findet:
Danach spart der Arbeitgeber für 
einen Mitarbeiter, der sich innerhalb 
der Beitragsbemessungsgrenzen für 
eine Entgeltumwandlung in Höhe von 
z. B. 100 € pro Monat entscheidet, 
Sozialversicherungsbeiträge in Höhe 
von etwa 20 € monatlich, d. h. etwa 
240 € jährlich. Bei 50 Mitarbeitern 
beträgt die Ersparnis schon 12.000 €, 
bei 100 Mitarbeitern 24.000 € usw., 
so dass die sozialabgabenfreie Ent-
geltumwandlung für die Unternehmen 
durchaus profitabel ist.7
In der Systematik der Arbeitsko-
stenerhebung des Statistischen Bun-
desamtes stellt sich diese Ersparnis 
allerdings etwas anders dar, denn 
danach führt die (sozialabgabenfreie) 
Entgeltumwandlung zwar ebenfalls zu 
einer Verringerung der Arbeitskosten, 
aber zugleich zu einer Erhöhung der 
Lohnnebenkosten. Auch dies sei hier 
an einem Beispiel verdeutlicht: 
Ein Arbeitnehmer eines beliebigen 
Unternehmens verdient ein Bruttoent-
gelt in Höhe von 2.000 € monatlich. 
Die Lohnnebenkosten betragen ins-
gesamt 600 €, von denen etwa zwei 
Drittel, d.h. etwa 400 €, auf Arbeitge-
berbeiträge zur Sozialversicherung 
entfallen, so dass sich die vom Arbeit-
geber zu finanzierenden Arbeitskosten 
insgesamt auf 2.600 € belaufen.8 Der 
Arbeitnehmer wandelt nun – wie im 
obigen Beispiel – zum Zwecke der 
betrieblichen Altersversorgung 100 € 
seines Bruttoentgelts um. Durch diese 
(sozialabgabenfreie) Entgeltumwand-
lung reduziert sich sein Bruttoentgelt 
auf 1.900 € und dadurch verringern 
sich auch die Arbeitgeberbeiträge zur 
Sozialversicherung um rund 20 €. Die 
Gesamtarbeitskosten betragen für den 
Arbeitgeber damit (ceteris paribus) nur 
noch 2.580 € monatlich. 
7 Siehe z. B. KSG AG (www.ksg.ag), Be-
triebliche Altersvorsorge, Entgeltumwand-
lung für Arbeitgeber (Ausdruck 23.2.2007).
8 Die hier im Beispiel gewählte Zusam-
mensetzung der Lohnnebenkosten (400 € 
Sozialversicherungsbeiträge, 200 € son-
stige Lohnnebenkosten) entspricht in etwa 
den Ergebnissen der Arbeitskostenerhe-
bung 2004 des Statistischen Bundesamtes 
(s. dazu Statistisches Bundesamt 2006).
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größtenteils unter.11 Und genau hierin 
liegt auch die Gefahr: Denn sollte 
die (rein rechnerische) Erhöhung der 
Lohnnebenkosten(quoten) infolge 
einer vermehrten Nutzung der Entgelt-
umwandlung den politischen Druck 
auf eine (weitere) Reduzierung dieser 
Kosten erhöhen, könnte dadurch ein 
durchaus verhängnisvoller circulus di-
aboli entstehen. Beispielsweise in der 
Form, dass vor diesem Hintergrund 
Forderungen nach einer Reduzierung 
der gesetzlichen Lohnnebenkosten, 
d.h. in der Regel der Sozialversiche-
rungsbeiträge12, lauter werden und 
dies zu weiteren Einschnitten ins 
Leistungsrecht der sozialen Siche-
rungssysteme führt, deren Auswir-
kungen dann wiederum durch ver-
mehrte „Eigenvorsorge“ etwa in Form 
einer betrieblichen Altersversorgung 
im Wege der Entgeltumwandlung zu 
begegnen ist. Dadurch jedoch würden 
die Lohnnebenkosten wieder steigen 
usw. usw. Die sozialabgabenfreie 
Entgeltumwandlung mag daher zwar 
durchaus zu Recht als Motor für eine 
stärkere Verbreitung der betrieblichen 
Altersversorgung angesehen werden, 
sie trägt zugleich aber nicht nur direkt 
– über die Reduktion der Bemes-
sungsgrundlage der Sozialversiche-
rungsbeiträge – zu einer Dezimierung 
der Einnahmen der Sozialversiche-
rungsträger und der Ansprüche an 
vorleistungsabhängige Sicherungssy-
steme bei13, sondern könnte – durch 
den beschriebenen Mechanismus 
– auch die Diskussion über die Höhe 
der Lohnnebenkosten in Deutschland 
wieder neu entfachen, der sich die Po-
litiker in der Vergangenheit nur selten 
verschließen konnten.
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Was passiert nun aber mit den 
Lohnnebenkosten bei dieser Entgelt-
umwandlung? Diese umfassen (in 
einer allgemeinen Definition) all jene 
Personalaufwendungen, die sich nicht 
unmittelbar auf die tatsächlich gelei-
stete Arbeit beziehen. Dazu zählen 
nach der Definition des Statistischen 
Bundesamtes beispielsweise:
- Sozialversicherungsbeiträge der 
Arbeitgeber, 
- Kosten für die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall, 
- Kosten für Aus- und Weiterbildung,
- Ausgaben für Belegschaftseinrich-
tungen (wie etwa die Kantine) sowie
- Aufwendungen für die betriebliche 
Altersversorgung.
Wobei bei Letzteren unerheblich 
ist, ob diese Aufwendungen vom Ar-
beitgeber oder durch Entgeltverzicht 
des Arbeitnehmers finanziert werden.
In der Systematik der Arbeitsko-
stenerhebung des Statistischen Bun-
desamtes steigen die Lohnnebenko-
sten in dem oben angeführten Beispiel 
durch die Entgeltumwandlung damit 
von 600 € auf 680 €, also um immer-
hin 80 € (100 € Entgeltumwandlung 
minus 20 € Ersparnis für Arbeitsge-
berbeiträge zur Sozialversicherung). 
Die Auswirkungen auf die häufig als 
Kennziffer zur Beurteilung der Höhe 
der Arbeitskosten herangezogene 
Lohnnebenkostenquote sind ebenfalls 
nicht unerheblich, denn sie erhöht sich 
im genannten Beispiel allein durch 
die Entgeltumwandlung von 30 auf 35 
Prozent9  – obwohl sich die Arbeits-
kosten für den Arbeitgeber insgesamt 
sogar verringert haben.10 
Diese Zusammenhänge sind allen 
mit der Erhebung der Arbeitskosten 
Befassten natürlich auch bekannt. 
In den einschlägigen Statements zur 
Höhe und Entwicklung der Lohn-
nebenkosten gehen sie allerdings 
9 Hier berechnet nach der Definition des 
Statistischen Bundesamtes als das pro-
zentuale Verhältnis der Lohnnebenkosten 
zu den Bruttolöhnen und -gehältern.
10 Bei einer Abschaffung der Sozialab-
gabenfreiheit würden die Arbeitskosten 
gleich bleiben, der erhöhende Effekt der 
Entgeltumwandlung auf die Lohnneben-
kosten aber bestehen bleiben. Als neue 
Strategie wird hier u. a. eine so genannte 
„Entgeltumwidmung“ vorgeschlagen. D. h. 
der Arbeitnehmer verzichtet auf künftige 
Lohnerhöhungen zugunsten des Aufbaus 
betrieblicher Versorgungsansprüche. Die 
Finanzierung erfolgt dann wieder über den 
Arbeitgeber, wodurch die Sozialabgaben-
freiheit bestehen bliebe und die Lohnne-
benkosten ebenfalls steigen würden (siehe 
dazu z. B. http://www.gerling.de/newslet-
ter/jan07/entgeltumwidmung; Ausdruck 
28.2.2007)
